
Ein dauerhafter ermäßigter Umsatzsteuersatz von 7 % auf den 
Verzehr von Speisen in Restaurants hat keine Mehrheit im  
Bundestag gefunden. Ab dem 01.01.2024 gilt somit wieder 
der Regelsteuersatz von 19 %.

Die Corona-Pandemie war für Unternehmen eine große finan-
zielle Herausforderung mit gravierenden Folgen für das Wirt-
schaftsleben. Besonders betroffen waren Gastronomiebetriebe.  
Um diese zu unterstützen, wurde ab dem 01.07.2020 ein  
ermäßigter Umsatzsteuersatz von 7 % für erbrachte Restaura- 
tions- und Verpflegungsdienstleistungen mit Ausnahme der 
Getränkeabgabe eingeführt. Diese Regelung wurde mehrfach 
verlängert, zuletzt bis zum 31.12.2023.

Die Gastronomiebranche hatte vehement dafür geworben, die 
Steuersenkung dauerhaft beizubehalten. Gastwirte befürchten, 
dass viele Menschen, die aufgrund der hohen Inflation derzeit 
ohnehin zurückhaltend konsumieren, bei erhöhten Preisen auf 

einen Restaurantbesuch verzichten werden. Zudem sei der  
administrative und technische Aufwand durch die Steuer- 
satzänderung erheblich. Beispielsweise müssen die Kassen in 
Restaurants rechtzeitig umprogrammiert werden, so dass ab 
dem 01.01.2024 der neue Steuersatz angewandt wird.

Zu beachten ist außerdem die steuerliche Behandlung von  
Restaurantgutscheinen, die vor dem 31.12.2023 gekauft wurden,  
aber erst danach eingelöst werden. Liegt ein Einzweckgut-
schein vor, der sofort besteuert wird, bleibt es bei dem im 
Jahr 2023 gültigen Steuersatz. Handelt es sich jedoch um  
einen Mehrzweckgutschein, entsteht die Steuer erst mit der Ein- 
lösung zum dann gültigen Steuersatz.

Hinweis: Der reduzierte Steuersatz gilt weiterhin für 
Gerichte, die der Gast mitnimmt. 
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  Aktuelles

Gastronomie: Restaurantbesuch wird wieder teurer
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Liebe Mandantin, lieber Mandant,
sehr geehrte Damen und Herren,

das arbeitgebernahe Institut der deutschen Wirt-
schaft (IW) gelangte jüngst zu dem Schluss, dass 
die meisten Steuerzahler in 2024 stärker belastet 
werden als im vergangenen Jahr. Dass diese  
Erkenntnis zutreffend sein dürfte, bemerken wir 
bspw. anhand der zu Jahresbeginn gestiegenen 
Sozialbeiträge, höherer Mehrwertsteuer auf Gas 
und gestiegenem Mehrwertsteuersatz in der 
Gastronomie.

Ob uns bis Ostern mit dem „Gesetz zur Stärkung 
von Wachstumschancen, Investitionen und Inno-
vationen sowie Steuervereinfachung und Steuer-
fairness“ – kurz „Wachstumschancengesetz“ noch 
einige erfreulichere Nachrichten vorliegen, war 
aufgrund der zu Redaktionsschluss noch nicht 
vorliegenden Zustimmung des Bundesrats noch 
ungewiss.

Heute wünschen wir Ihnen schöne Osterfeiertage 
und einen guten Start in den Frühling

 

Herzlichst

Ihr Daniel Simon und

Ihr Team von Simon & Partner

Simon & Partner  
Partnerschaftsgesellschaft mbB
Steuerberater | Rechtsanwälte | Fachanwälte
Jacques-Offenbach-Straße 6
63069 Offenbach am Main
www.simon-und-partner.de

Bereits heute möchten wir Sie 
informieren, dass unser Büro 
in diesem Jahr an folgenden 
Tagen geschlossen bleibt:

   Kanzlei intern

10. 05. 2024 (Brückentag  
  Christi Himmelfahrt) 

31. 05. 2024  (Brückentag  
  Fronleichnam) 

04. 10. 2024  (Brückentag  
  Tag der Deutschen Einheit) 
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  Für alle Steuerzahler

Arbeitgeberzuschüsse für „Öffis“: Auch das 
Deutschlandticket darf steuerfrei überlassen werden
Damit Arbeitnehmer ihren Arbeitsweg nicht mit 
dem privaten Pkw, sondern mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln zurücklegen, hat der Gesetzgeber eine 
Steuerbefreiung geschaffen, die für Arbeitgeber-
zuschüsse zum Erwerb entsprechender Fahrkarten 
gilt. Steuerfrei ist auch das kostenlose oder verbil-
ligte Überlassen solcher Tickets durch den Arbeit-
geber an den Arbeitnehmer. Wichtig ist, dass diese  
Leistung zusätzlich zum ohnehin geschuldeten  
Arbeitslohn gewährt wird. Die Steuerbefreiung gilt bei  
Arbeitgeberleistungen für

•  Fahrten des Arbeitnehmers zwischen Wohnung 
und erster Tätigkeitsstätte auch im öffentlichen 
Personenfernverkehr (z.B. ICE, IC und EC) sowie

•  berufliche und private Fahrten des Arbeit- 
nehmers im öffentlichen Personennahverkehr.

Hinweis: Tickets für den Personennahverkehr 
können vom Arbeitgeber also unabhängig von 
der Art der Nutzung steuerfrei übernommen 
werden - der Arbeitnehmer darf damit auch 
ausschließlich privat reisen, ohne dass die Steu-
erbefreiung entfällt.

Als Personennahverkehr wurden von den Finanz- 
ämtern bislang nur Zugverbindungen im Stadt-,  
Vorort- und Regionalverkehr (etwa Züge wie RB 
und RE) anerkannt, so dass die Steuerbefreiung bei  
Nutzung anderer Zugverbindungen entfiel, sofern 
der Arbeitnehmer nicht zwischen Wohnung und  
erster Tätigkeitsstätte unterwegs war.

Das Bundesministerium der Finanzen hat nun aber 
erklärt, dass auch das Deutschlandticket steuer-
frei ausgegeben werden kann und es trotz seiner  
Geltung für bestimmte IC- und ICE-Verbindungen 
noch als Fahrberechtigung für den öffentlichen  
Personennahverkehr gilt. Der Arbeitnehmer darf 
das Ticket also auch unbegrenzt privat einsetzen, 
ohne dass die Steuerbefreiung für den Arbeitgeber- 
zuschuss entfällt.
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Steuerzahler müssen Säumniszuschläge 
an ihr Finanzamt zahlen, wenn sie ihre 
fälligen Steuern nicht rechtzeitig zahlen.  
Für jeden angefangenen Monat der 
Säumnis berechnet das Finanzamt einen 
Säumniszuschlag von 1 % des rückständi-
gen Steuerbetrags, so dass über ein Jahr 
gesehen ein stolzer Zuschlag von 12 % 
des Rückstands auflaufen kann.

Nachdem der Steuergesetzgeber den 
Zinssatz in einem anderen Bereich - und 
zwar für Nachzahlungs- und Erstattungs-
zinsen - auf Druck des Bundesverfas-
sungsgerichts ab 2019 von 6 % auf 1,8 
% pro Jahr abgesenkt hatte, da die Zins-
höhe von 6 % pro Jahr nicht mehr mit 
dem niedrigen Zinsniveau auf dem Ka-
pitalmarkt vereinbar war, stellte sich die 
Frage, ob auch der Zinssatz von Säumnis-
zuschlägen heruntergeschraubt werden 
muss. Daraufhin entschied der Bundes-
finanzhof (BFH) 2022 aber, dass keine 
verfassungsmäßigen Zweifel an der Höhe 
der Säumniszuschläge bestehen.

Der BFH erklärte damals, dass sich die 
verfassungsrechtlichen Bedenken gegen 
die Höhe von Erstattungs- und Nachzah-
lungszinsen nicht auf Säumniszuschläge 
übertragen ließen. Während die Zinsen 
einen Ausgleich für die Kapitalnutzung 
darstellen, sollen Säumniszuschläge in 
erster Linie ein Druckmittel sein, um fäl-
lige Steuerzahlungen durchzusetzen. Der 
Steuerzahler soll durch den Zuschlag zur 
zeitnahen Zahlung angehalten werden.

Daneben soll der Zuschlag auch eine Ge-
genleistung für das Hinausschieben der 
Zahlung fälliger Steuern sein und den 
Verwaltungsaufwand ausgleichen, den 
die Finanzbehörden durch die verspäte-
ten Zahlungen haben. Es ist damit nur 
ein Nebenzweck des Säumniszuschlags, 
Liquiditätsvorteile beim Steuerzahler ab-
zuschöpfen. Der BFH erklärte weiter, dass 
die Höhe der Säumniszuschläge auch in 
einer Niedrigzinsphase nicht anzupas-
sen sei. Die Entscheidungsfälle betrafen 
Säumniszuschläge, die für Zeiträume bis 
zum 31.12.2018 entstanden waren.

Der V. Senat des BFH hat nun in einem 
Verfahren über die Aussetzung der Voll-
ziehung erklärt, dass an dieser Recht-
sprechung auch für Säumniszuschläge 
festzuhalten sei, die für Zeiträume nach 
dem 31.12.2018 entstünden.

Hinweis: Die Höhe von 12 % pro 
Jahr basiert auf der Überlegung, dass 
Steuerzahler sich durch das Hinaus-
schieben einer fälligen Steuerzah-
lung selbst kein zinsgünstiges Darle-
hen einräumen sollen. 

Die Zuschläge sollen höher sein als 
ein Kredit auf dem Geldmarkt. Es 
muss somit ein Vergleich mit den 
Zinssätzen für Kontoüberziehungen 
gezogen werden

SIMONNEWS

  Für alle Steuerzahler

Säumniszuschläge:  
Zinssatz von 12 % pro Jahr ist weiterhin rechtens 
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Spenden an notleidende Menschen aus der Ukraine können von Privatpersonen, 
Vereinen und Unternehmen steuerlich unter erleichterten Voraussetzungen abge-
setzt werden. Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hatte hierfür Anfang 2022 
entsprechende Regelungen erlassen, die ursprünglich nur bis zum 31.12.2022 galten. 
Nach einer ersten Verlängerung bis zum Jahresende 2023 hat das BMF nun erklärt, 
dass die Erleichterungen auch für das Jahr 2024 anwendbar sind. Es gelten somit 
unter anderem folgende Regelungen fort:

SIMONNEWS

  Für alle Steuerzahler

Ukraine-Krieg: Erleichterungen  
für Spendenabzug gelten auch 2024

•  Geldspenden: Wer Geld an notleidende  
Menschen aus der Ukraine spendet, 
benötigt für die Einkommensteuerer-
klärung lediglich einen vereinfachten 
Zuwendungsnachweis – und zwar ohne 
Beschränkung des Betrags. Das heißt: 
Selbst wer 5.000 EUR spendet, muss ledig- 
lich einen Kontoauszug, einen Last-
schriftbeleg oder einen Ausdruck aus 
dem Onlinebanking aufbewahren. Die 
Spende muss jedoch auf ein Sonder-
konto einer inländischen steuerbegüns-
tigten Körperschaft eingezahlt wer-
den, die für diesen besonderen Zweck  
(Ukraine-Krise) extra eingerichtet wurde.

•  Spendenaktionen: Steuerbegünstigte 
Körperschaften wie Sportvereine oder 
Musikvereine dürfen finanzielle Mittel 
für steuerbegünstigte Zwecke eigent-
lich nur verwenden, wenn sie diese 

Zwecke laut ihrer Satzung fördern.  
Wollen sie aber von der Ukraine-Krise  
Betroffene finanziell unterstützen,  
dürfen sie ausnahmsweise im Rahmen 
einer Sonderaktion zu Spenden aufrufen 
und diese dann unmittelbar einsetzen, 
ohne ihre Satzung entsprechend ändern 
zu müssen. Sie haben allerdings die Be-
dürftigkeit der unterstützten Personen 
oder Einrichtungen selbst zu prüfen und 
dies zu dokumentieren.

•  Hilfsaktionen: Steuerbegünstigte 
Körperschaften dürfen ausnahmswei-
se auch vorhandene Mittel, die nicht  
anderweitig gebunden sind, ohne Sat-
zungsänderung für die Unterstützung 
von Betroffenen einsetzen. Das gilt 
auch für die Überlassung von Personal 
und Räumlichkeiten.

•  Arbeitslohnspende: Verzichten Arbeit-
nehmer auf Teile ihres Lohns zugunsten 
einer Zahlung des Arbeitsgebers auf ein 
Spendenkonto einer steuerbegünstig-
ten Körperschaft oder zugunsten eines 
vom Ukraine-Krieg geschädigten Be-
schäftigten des Unternehmens, werden 
diese Lohnteile steuerfrei gestellt.

•  Zuwendungen aus dem Betriebsver-
mögen: Wenn Unternehmer vom Krieg 
in der Ukraine geschädigte Personen 
unterstützen, können ihre Aufwendungen  
nach sogenannten Sponsoring-Rege-
lungen zum Betriebsausgabenabzug zu- 
gelassen werden. Hiernach ist ein Be-
triebsausgabenabzug erlaubt, wenn der 
Sponsor wirtschaftliche Vorteile für sein 
Unternehmen erstrebt, die in der Siche-
rung oder Erhöhung seines unterneh-
merischen Ansehens liegen können.
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  Für Unternehmer

Elektronische Registrierkassen mit TSE: 
Finanzämter führen verdeckte Kontrollen durch 
Bereits im Jahr 2016 hatte der Gesetz-
geber neue Anforderungen an die Ord-
nungsmäßigkeit der Kassenführung 
formuliert, die ursprünglich ab dem 
01.01.2020 umgesetzt werden sollten. 
Durch dieses sog. Kassengesetz wurde 
für Unternehmen aus der Bargeldbranche  
die Pflicht geschaffen, Kassensysteme 
durch eine zertifizierte Technische Sicher- 
heitseinrichtung (TSE) zu schützen. Die 
Frist zur Umrüstung der Systeme wurde 
mehrfach verlängert. Für nicht aufrüst- 
bare elektronische Registrierkassen gab 
es Ausnahmeregelungen.

Das Thüringer Finanzministerium weist 
jetzt darauf hin, dass mittlerweile sämt-
liche Übergangsregelungen und Erleich-
terungen zum TSE-Einsatz abgelaufen 
sind, so dass das Kassengesetz nun end-
gültig in Kraft ist. Das Ministerium führt 
aus, dass die Finanzämter die Einhal-
tung der Vorgaben bei unangekündigten  
Kassen-Nachschauen überprüfen. Hierbei  
kontrollieren die Prüfer, ob die Kassen-
aufzeichnungen ordnungsgemäß geführt 
werden und die TSE ordnungsgemäß ein-
gesetzt wird. Eine Überprüfung beginnt 
meist mit verdeckten Testkäufen beim 
Unternehmen und einer stillen Beob-
achtung des Kassiervorgangs. Auch aus 
den Kassenbons können die Prüfer eine  
Menge an Informationen ablesen.

Weiterhin besteht aber keine Pflicht, eine 
Registrierkasse einzusetzen. Wer noch 
immer eine offene Ladenkasse (reine Bar-
geldkasse ohne Technik) einsetzt, muss 
aber dieselben steuerlichen Aufzeich-
nungs- und Buchführungspflichten erfüllen  
wie beim Einsatz von Registrierkassen. 
Bei einer reinen Papier-Buchführung ist 
es für den Unternehmer schwieriger, das  
Finanzamt von der Ordnungsmäßigkeit der 
Kassenaufzeichnungen zu überzeugen.  
Offene Ladenkassen werden von den 
Finanzämtern in der Praxis häufig bean-
standet. Sofern die Unregelmäßigkeiten 
größer sind, geht das Finanzamt meist zu 
einer regulären Außenprüfung über, so  
dass das gesamte Unternehmen geprüft 
wird.

  Für alle Hausbesitzer

Vermieter aufgepasst: Schon seit 2023 gelten 
verbesserte Abschreibungsmöglichkeiten
Wer Wohnraum vermietet, ist in der Regel an einer möglichst 
hohen Abschreibung seines Mietobjekts interessiert, um seine 
steuerpflichtigen Mieteinkünfte zu mindern. Ab 2023 wurden 
die Abschreibungsmöglichkeiten für Vermietungsobjekte ver-
bessert. Seither gilt:

•  Neue lineare Abschreibung: Immobilien des Privatvermö-
gens, die nach dem 31.12.2022 fertiggestellt und zu Wohn- 
zwecken vermietet werden, dürfen mit jährlich 3 % abge-
schrieben werden. Für ältere Immobilien gilt nach wie vor ein  
Abschreibungssatz von 2 % bzw. 2,5 % pro Jahr. Die erhöhte 
Abschreibung von 3 % führt dazu, dass Mietobjekte nun schon 
innerhalb von 33 Jahren abgeschrieben werden können (statt 
bislang über 50 bzw. 40 Jahre).

•  Wieder eingeführte Sonderabschreibung: Bereits im Jahr 
2019 hatte der Gesetzgeber eine Sonderabschreibung zum 
Neubau von Mietwohnungen von bis zu 5 % pro Jahr einge-
führt, die für die ersten vier Jahre ab Fertigstellung neben 
der regulären Abschreibung in Anspruch genommen werden 

konnte. Diese Förderung war 2021 ausgelaufen. Nun hat der 
Gesetzgeber diese Sonderabschreibung wieder eingeführt 
und an die Einhaltung bestimmter Gebäudeeffizienzvorgaben 
gekoppelt. Die neuen Förderregelungen gelten nun für Bau-
maßnahmen, bei denen der Bauantrag in den Jahren 2023 
bis 2026 gestellt oder eine Bauanzeige in diesem Zeitraum 
getätigt wurde. Wie bei der Vorgängerregelung darf in den 
ersten vier Jahren neben der regulären Abschreibung eine 
Sonderabschreibung von 5 % pro Jahr abgezogen werden. 
Die neu errichtete Wohnung muss dafür aber in einem Ge-
bäude liegen, das die Kriterien für ein „Effizienzhaus 40“ mit 
Nachhaltigkeitsklasse/Effizienzgebäude-Stufe 40 erfüllt, und 
dies muss durch das „Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude“ 
(QNG) nachgewiesen werden. Die Anschaffungs- und Her-
stellungskosten dürfen zudem 4.800 EUR pro Quadratmeter 
Wohnfläche nicht übersteigen. In der früheren Regelung lag 
diese Baukostenobergrenze noch bei 3.000 EUR. Als Bemes-
sungsgrundlage für die Sonderabschreibung darf maximal ein 
Betrag von 2.500 EUR pro Quadratmeter Wohnfläche ange-
setzt werden (früher 2.000 EUR).
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  Für Unternehmer

Elektrofahrzeuge: Staatliche Förderung und 
Steuervorteile ab 2023 im Überblick 

Elektromobilität wird auch in den 
Jahren 2023 und 2024 noch vom 
Staat gefördert, allerdings fällt die 
Förderung nicht mehr so üppig aus 
wie noch in den Vorjahren. Nach wie 
vor lassen sich mit einem Elektroau-
to zudem Steuern sparen. Die aktuell 
geltenden Regelungen im Überblick:

•   Seit dem 01.01.2023 werden nur noch 
rein batterieelektrische Fahrzeuge 
und Brennstoffzellenfahrzeuge mit 
dem Umweltbonus gefördert. Die 
bisherige Förderung für Plug-in-Hybride  
ist entfallen. Für neu gekaufte Elektro-
autos mit einem Nettolistenpreis bis 
40.000 EUR lässt der Staat noch 4.500 
EUR springen, bei einem Nettolisten-
preis von 40.000 EUR bis 65.000 EUR sind 
es noch 3.000 EUR. Hinzu kommen wei-
tere 2.250 EUR bzw. 1.500 EUR, die der 
Hersteller zahlt. Die Mindesthaltedauer 
beträgt jeweils zwölf Monate. Elektro- 
fahrzeuge mit einem Nettolistenpreis  
über 65.000 EUR erhalten keine staatliche  
Förderung.

•  Für geleaste Fahrzeuge mit einer Lea-
singlaufzeit ab 24 Monaten gelten  
die gleichen Fördersätze. Liegt die 
Leasinglaufzeit allerdings zwischen 
zwölf und 23 Monaten, reduziert sich 
der Umweltbonus bei einem Netto-
listenpreis von unter 40.000 EUR auf 
2.250 EUR vom Staat und 1.125 EUR vom 
Hersteller sowie bei einem Nettolisten-
preis von 40.000 EUR bis 65.000 EUR 
auf 1.500 EUR vom Staat und 750 EUR 
vom Hersteller.

•  Seit dem 10.09.2023 können nur noch 
Privatpersonen einen Förderantrag 
stellen. Unternehmen, Stiftungen,  
Körperschaften und Vereine erhalten 
für ihre Firmenwagen keinen Umwelt-
bonus mehr.

•  Ab dem 01.01.2024 werden dann nur 
noch Elektrofahrzeuge mit einem 
Nettolistenpreis von unter 45.000 
EUR gefördert - und zwar mit 3.000 
EUR vom Staat und weiteren 1.500 EUR 
vom Hersteller. Die Mindesthaltedauer 
beträgt weiterhin zwölf Monate. Für 
geleaste E-Autos mit einer Leasinglauf-
zeit ab 24 Monaten gelten die gleichen 
Fördersätze wie bei Neuwagen, bei  
einer Leasinglaufzeit zwischen zwölf 
und 23 Monaten gibt es noch 1.500 EUR 
vom Staat und 750 EUR vom Hersteller.

•  Junge Gebrauchtfahrzeuge werden 2023 
noch mit den gleichen Prämien gefördert  
wie Neufahrzeuge mit einem Netto-
listenpreis zwischen 40.000 EUR und 
65.000 EUR, also mit 3.000 EUR vom 
Staat und 1.500 EUR vom Hersteller. Ab 
2024 gibt es für junge Gebrauchte 
dann nur noch 2.400 EUR vom Staat 
und 1.200 EUR vom Hersteller.

•  Für alle Elektroautos, die bis zum 
31.12.2030 erstmals zugelassen wer-
den, wird zehn Jahre lang keine 
Kfz-Steuer fällig. Diese Steuerbefreiung 
erlischt auch nicht bei einem Halter-
wechsel. Wer zum Beispiel ein drei Jahre  
zugelassenes E-Auto erwirbt, zahlt noch 
sieben Jahre lang keine Kfz-Steuer.

•  Wer einen Firmenwagen auch privat 
nutzen darf, muss diese Nutzung als 
geldwerten Vorteil versteuern. Ein Elek-
troauto als Dienstwagen bringt hierbei 
finanzielle Vorteile: Elektroautos in der 
Preisklasse bis 60.000 EUR werden nur 
noch mit 0,25 % des Bruttolistenpreises 
als monatlichem geldwertem Vorteil 
besteuert. Bei Elektroautos mit einem 
höheren Bruttolistenpreis und bei Hyb-
ridfahrzeugen sind es 0,5 %. Beide Re-
gelungen sind jeweils günstiger als bei 
den Verbrennerfahrzeugen, die mit 1 % 
des Bruttolistenpreises als geldwertem 
Vorteil versteuert werden.
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  Für alle Steuerzahler

Duales Studium: Ausbildungsaufwand kann als  
Werbungskosten abgerechnet werden 
Immer mehr Abiturienten entscheiden 
sich für ein duales Studium: Während 
im Jahr 2014 noch 95.000 junge Leute  
dual studierten, stieg die Zahl im Jahr 
2022 auf 120.500 an. Neben der Vor- 
bereitung auf das eigentliche Arbeits- 
leben und der Integration in ein Unter- 
nehmen mit Aussicht auf einen Ar-
beitsplatz ist die feste Vergütung wäh-
rend des Studiums ein großer Vorteil.

Auch steuerlich bieten sich dualen Studen- 
ten weitreichende Vorteile: Da das duale 
Studium im Rahmen eines Ausbildungs-
dienstverhältnisses mit einem Betrieb 
erfolgt, können dual Studierende genau 
wie alle anderen Arbeitnehmer sämt-
liche beruflich bedingte Ausgaben un-
begrenzt als Werbungskosten in ihrer 
Einkommensteuererklärung absetzen. 
Zu den Werbungskosten zählen alle Auf-
wendungen, die für das duale Studium 
anfallen und nachgewiesen werden kön-
nen; daher sollten sämtliche Belege auf-
gehoben werden. Die Tatsache, dass es 
sich um eine Erstausbildung handelt, ist 
hier kein Hindernis.

Zu den typischen Werbungskosten  
zählen Arbeitsmittel. Werden für das 
Studium ein leistungsfähiger PC, Laptop 
oder Tablet, Drucker, Software, Taschen-
rechner, Internetanschluss, Bücherregal 
oder Schreibtisch benötigt, lassen sich 
diese Ausgaben absetzen. Auch Büroma-
terial, Druckerpapier, Fachliteratur, spezi-
elle Berufsbekleidung oder Werkzeuge 
für den praktischen Teil im Betrieb wer-
den anerkannt.

Hinweis: Abziehbar sind aber nur 
selbstgetragene Ausgaben und nicht 
diejenigen, die vom Arbeitgeber 
übernommen wurden.

Steuerlich abgerechnet werden können  
ferner die Bewerbungskosten im Vor-
feld des Studiums sowie Kopiergeld 
und Druck- und Bindekosten für die Ab-
schlussarbeit. Für Umzüge aufgrund des 
Studiums, kann eine Umzugskosten-
pauschale in Höhe von 177 EUR geltend  
gemacht werden, sofern der einzige 
Hausstand vorher im Elternhaus lag.

Duale Studenten können für die Fahrten 
von der Wohnung zum Betrieb zudem die 
Entfernungspauschale oder die Kosten  
für öffentliche Verkehrsmittel als Wer-
bungskosten abziehen. Die Fahrten zur 
Hochschule zählen indes als Auswärts-
tätigkeit, so dass Reisekosten und - bei 
entsprechender Aufenthaltsdauer - die 
Verpflegungspauschalen angesetzt wer-
den dürfen. Liegen Studienort und Ausbil-
dungsbetrieb so weit auseinander, dass 
für die Hochschulsemester eine Zweit-
wohnung notwendig ist, können auch 

Übernachtungskosten (für die ersten  
drei Monate) steuerlich abgezogen  
werden; nach einer Unterbrechung von 
vier Wochen beginnt die Dreimonatsfrist 
sogar erneut. Dies gilt auch für betrieb-
liche Lehrgänge außerhalb des Betriebs.

Hinweis: Andere Studierende im  
Bachelorstudiengang sowie außer- 
betriebliche Auszubildende können die 
Kosten ihrer ersten Berufsausbildung 
nur als Sonderausgaben abziehen. Dies 
bringt in der Praxis jedoch regelmäßig 
keinen Cent an Steuerersparnis ein, da 
keine oder niedrige Einkünfte erzielt 
werden (kein Verrechnungspotential 
für Kosten). Bei Sonderausgaben ist 
kein Verlustvortrag möglich, die ange-
fallenen Kosten können ausschließlich 
mit den Einkünften im selben Jahr ver-
rechnet werden.


